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Titelthema

Einladung zur Soldatenwallfahrt

Zu diesem Anlass hatte das Katholische Militär
pfarramt Zweibrücken unter der Leitung von MilPfr. 
Markus W. Konrad zu einer Soldatenwallfahrt vom 4. 
bis 9. Februar eingeladen, um sich auf den Weg nach 
Rom zu machen und auf Tuchfühlung mit dem Papst, 
ebenso Pilger der Hoffnung zu werden. Ziel war es 
nicht nur, spirituell das Sakrament der Versöhnung 
zu empfangen, sondern auch die besondere Faszina-
tion Roms, das römische Lebensgefühl und die ein-
zigartige Geschichte, die einem an jeder Ecke um-
fängt, einzuatmen. Diesem Aufruf folgten gleich zwei 
Kreisvorsitzende der GKS: OTL Nowak (Kreis Koblenz) 
und Hptm König (Kreis Saarland). Mit insgesamt 30 
Soldatinnen und Soldaten wurde ein Hotel bezogen, 
das keine fünf Minuten vom Petersplatz entfernt war. 
Von diesem perfekten Ausgangspunkt konnten die 
vielen Programmpunkte und Besichtigungen, die im-
mer bis in die Abendstunden dauerten, angegangen 
werden.

Höhepunkte der Pilgerreise

Bereits bei der Anreise am Dienstag besuchten wir 
die mächtige Papstbasilika „St. Paul vor den Mauern“. 
Hier wurde uns Geschichte und Wirken des Heiligen 

Text und Fotos: Frank Nowak

Soldaten-
wallfahrt 
nach Rom im 
Heiligen Jahr 
2025
Das Jahr 2025 ist für katholische 
Christen ein ganz besonderes Jahr, das 
„Heilige Jahr“. Grundlegende Elemente 
der Heiligen Jahre sind die Wallfahrt 
nach Rom und das Durchschreiten der 
Heiligen Pforte. Für dieses Jubiläums-
jahr hat Papst Franziskus das Motto 
„Pilger der Hoffnung“ gewählt.

Pilger der Hoffnung

Paulus gegenwärtig, und wir durchschritten die erste 
der Heiligen Pforten. Am Mittwoch stand schon eines 
der vielen Highlights auf dem Programm: die Teil-
nahme an der Generalaudienz des Papstes. Die Be-
gegnung mit Papst Franziskus hatte uns besonders 
beeindruckt, zumal es Markus Konrad gelang, kurz 
mit dem Oberhaupt der Katholischen Kirche ins 
Gespräch zu kommen und unsere Gruppe vorzustel-
len. Im Anschluss wurde ausgiebig der Petersdom 
von den unterirdischen Ruhestätten (Nekropole) bis 
zur Kuppel besichtigt.

Am nächsten Morgen waren ganz besondere Be-
sichtigungen im Inneren des Vatikans eingeplant, 
die normalerweise nicht so einfach zugänglich sind. 
Wir bekamen die Gelegenheit zur Begegnung mit der 
kleinsten Armee der Welt, der Schweizer Garde. Nach 
einer ausführlichen Besichtigung wie z. B. der Waffen-
kammer, und Beantwortung vieler Fragen feierten wir 
Gottesdienst zusammen mit den Gardisten in der-
en Kapelle hinter den Mauern des Vatikans. Im An-
schluss gab es verschiedene Möglichkeiten, den Tag 
zu gestalten: den Besuch der vatikanischen Mosaik-
werkstätten, der vatikanischen Gärten, Radio Vatikan, 
des deutschen Friedhofs und eines der 16 Dikasterien 

(Ministerien) des Vatikans – das Dikasterium für die 
Gesetzestexte. Zu freien Zeiten sowie am Freitag ge-
hörten zusätzlich zu dem umfangreichen Rahmen-
programm auch mehrere Führungen durch das antike 
und barocke Rom dazu: Es ging zum Kolosseum, dem 
Forum Romanum, dem Pantheon und dem Capitol. 
Auch verschiedene Piazze wie die Spanische Treppe 
oder der Trevi-Brunnen wurden besichtigt. Neben all 
diesen Eindrücken blieb genügend Zeit für ein römis-
ches Eis oder andere kulinarische Köstlichkeiten.

Spirituelle Begegnungen und Abschluss

Der Samstag stand ganz im Zeichen des „Tags des 
Militärs“. Zunächst feierten wir mit unserem Militär-
bischof Franz-Josef Overbeck den Gottesdienst, um 
im Anschluss gemeinsam in einer großen Prozes-
sion den Pilgerweg zum Petersdom zu begehen. Das 
Durchschreiten der Heiligen Pforte sowie der weitere 
Pilgerweg durch die Menschenansammlungen bis 
zum Papstaltar – an dem wir die Gelegenheit hatten, 
innezuhalten und mit unserem Bischof zu beten – 
waren sehr spirituell und beeindruckend.

Am Sonntag, zum Abschluss unserer Pilgerreise, 
war der Besuch der Papstaudienz auf dem Peters
platz für Sicherheitskräfte aus aller Welt einer der 
Höhepunkte. Alle Teilnehmer waren sich auf der an-
schließenden Heimreise einig, dass diese Wallfahrt 
spirituell prägend und ein wirklich unvergessliches 
Erlebnis war. Mit dieser Veranstaltung wurde der oft 
nur schwer zu greifende Begriff „Seelsorge“ vollum-
fänglich erfüllt.

Papstaudienz auf dem Petersplatz

Auf dem Weg zur heiligen Pforte im Petersdom
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„Ich bin dann mal weg“ – Mit seinem Buch über seine Er-
lebnisse auf dem Jakobsweg hat der deutsche Entertainer 
Hape Kerkeling 2006 einen wahren Boom des Pilgerns aus-
gelöst, besonders auf dem alten und klassischen Pilgerweg, 
dem Jakobsweg nach Santiago de Compostela. Pilgern 
ist wieder angesagt und scheint in vielfältiger Weise den 
modernen Menschen anzusprechen und zu faszinieren. 
Gründe könnten sein, dass es Gelegenheit bietet, aus dem 
Alltag auszusteigen, Entspannung und Entschleunigung 
zu finden sowie Zeit zum Nachdenken oder zu sich zu 
kommen. Daneben wird die sportliche Herausforderung 
gesucht, möglichst viele Kilometer zurückzulegen. Letz-
tlich brechen Menschen auch zum Pilgern auf, um Spaß 
zu haben, Menschen kennenzulernen oder auf den alten 
Pilgerwegen neue Landschaften zu entdecken. Dabei ist 
der moderne Pilger mehrheitlich nicht unbedingt kirch-
lich gebunden. Das Pilgern ist ein uraltes Phänomen, das 
sich in fast allen Religionen findet. Es gründet in dem 
Wunsch, eine Gotteserfahrung zu machen. Indem be
stimmte Wege gegangen oder besondere Orte aufgesucht 
werden, erhoffen gläubige Menschen, die Nähe Gottes und 
seine Geschichte mit den Menschen in besonderer Wei-
se zu spüren. Schon im Alten Testament wird das Pilgern 
beschrieben. Abraham macht sich auf Geheiß Gottes auf 
den Weg in das gelobte Land. Später wird der Tempel in 
Jerusalem Ziel des Pilgerns zu bestimmten Festtagen 
und Anlässen. Auch Jesus pilgert nach Jerusalem, wie 
das Neue Testament beschreibt. Nicht zuletzt pilgerte er 
aus Anlass des Pessachfestes nach Jerusalem, in dessen 
Rahmen sein Tod und seine Auferstehung stattfinden. 
Gerade die ersten Christen besuchten die Orte von Jesu 
Leben, Wirken, Sterben und Auferstehung, um sich ihm 
ganz tief verbunden zu fühlen. Mit der aufkommenden 
Heiligenverehrung wurden ebenso die Gräber der Märtyrer 
und Heiligen zu Anziehungspunkten. Die Motive für das 
Pilgern waren und sind vielfältig. Während die geistlichen 
Motive – Gotteserfahrung, Stärkung des Glaubens und 
Klärung der eigenen Berufung – immer dazugehörten und 
gehören, kamen später die Hoffnung auf Heilung oder ein 
persönliches Wunder, der Bitt- oder Dankgedanke sowie 
die Pilgerfahrt als Buß- oder Umkehrweg hinzu. Diese ver-
schiedenen Aspekte bewegen bis heute in unterschiedli-
cher Ausprägung gläubige Menschen dazu, sich auf einen 
Pilgerweg zu machen.

Michael Kühn ist Militärdekan im Militärpfarramt Koblenz und Priester 

des Bistums Speyer. Von 1996 bis 2002 war er Sportbeauftragter der 

Deutschen Bischofskonferenz und fungierte als Olympiapfarrer. An-

schließend leitete er von 2002 bis 2006 die Arbeitsstelle Jugendseelsorge 

der Deutschen Bischofskonferenz. Zwischen 2007 und 2014 war er Pfarrer 

in Landstuhl, bevor er 2014 die Rolle des Militärseelsorgers übernahm. 
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Eine Reise 
zu sich 
selbst und 
zu Gott
In „Ich bin dann mal weg“ beschreibt Hape 
Kerkeling die transformative Kraft des Pilgerns, 
die seit 2006 einen Boom ausgelöst hat. Dieses 
uralte Phänomen ermöglicht es modernen 
Menschen, aus dem Alltag auszusteigen und 
sich selbst neu zu entdecken. In Zeiten globaler 
Krisen ruft Papst Franziskus das Heilige Jahr 
2025 unter dem Motto „Pilger der Hoffnung“ 
aus, um den Glauben an Frieden und Gemein-
schaft zu stärken. Dieser Artikel beleuchtet die 
Motive des Pilgerns und dessen Bedeutung für 
das geistliche Leben.
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In Zeiten globaler Krisen soll dieses Jahr eine 
Zeit der Besinnung und Erneuerung schaffen.

“

Pilgern – ein geistlicher Lebensweg

Das Pilgern war und ist immer ein Bild für das mensch
liche Leben, besonders für das geistliche Leben gew-
esen. Pilgern bedeutet, unterwegs sein, wandern, in der 
Fremde sein – aber auf Gott zu. Der Heilige Paulus be
schreibt es ziemlich treffend: „Auch wenn wir wissen, 
dass wir fern vom Herrn in der Fremde leben, solange 
wir in diesem Leib zu Hause sind; denn als Glaubende 
gehen wir unseren Weg nicht als Schauende. Weil wir 
aber zuversichtlich sind, ziehen wir es vor, aus dem 
Leib auszuwandern und daheim beim Herrn zu sein.“ 
(2 Kor 5, 6-8) Das Bild des Pilgerns bietet sich also an, 
um einen Wesenszug des Menschen zu beschreiben. 
Wir können uns als Menschen verstehen, die unter-
wegs durch ihre Lebenszeit sind. Dabei erfahren wir 
uns auf der Suche nach uns selbst, nach den anderen, 
nach Sinn und Liebe sowie nach Zufriedenheit, Erfül-
lung und Orientierung – letztendlich nach Gott. Der 
gläubige Christ versteht sein Leben als einen Pilgerweg 
durch seine Zeit. Dabei ist der Weg – das Leben selbst – 
wichtig; denn in ihm ereignen sich die entscheidenden 
Aspekte: Nicht stehen bleiben, sich entwickeln, Gott 
und den Menschen begegnen; Schritt für Schritt Gutes 
tun und letztendlich das Ziel – die ewige Gemeinschaft 
mit Gott – erreichen. Diese Elemente umschreiben das 
Pilgern als einen geistlichen Lebensweg.

Pilger der Hoffnung

„Pilger der Hoffnung“ – ist das Motto des Heiligen 
Jahres 2025. Papst Franziskus hat es ausgerufen, um in 
Zeiten globaler Krisen und Kriege eine Zeit der Besin-
nung und Erneuerung zu schaffen. Dieses Heilige Jahr 
soll helfen, „die empfangene Hoffnungsfackel weiter 
brennen zu lassen und alles zu tun, damit alle wieder 
die Kraft und die Gewissheit zurückgewinnen können“, 
um mit offenem Geist sowie Zuversicht in die Zukunft 
zu blicken (Papst Franziskus). Die Hoffnungsfackel ist 
eine wichtige Ausrüstung für unser Pilgern. Diese Hoff-
nungsfackel ist die Botschaft Jesu – die Botschaft des 
Lebens und der Hoffnung. Sie erleuchtet uns sozusagen 
den Pilgerweg, damit wir in ihrem Licht die Tiefe, Würde 
und Schönheit des Menschseins erkennen können. Sie 
zeigt uns den Weg, in unserer Zeit wirklich Mensch zu 
werden. Es ist Jesus selbst, der diese Fackel entzündet 

und uns überreicht; es ist Jesus selbst, an dem wir diese 
Fackel immer wieder entzünden können. Dabei können 
wir uns darauf verlassen, dass Jesus unser Begleiter ist 
und bleibt; er geht diesen Weg in die Zukunft mit uns 
und begleitet uns mit seiner Kraft, seinem Geist sowie 
seiner Nähe und Liebe.

Auf diesem Pilgerweg sind wir nicht allein; wir sind 
mit vielen Menschen unterwegs, die ebenso diese Hoff-
nungsfackel tragen. Das macht Mut und schenkt Zu-
versicht: Wir können gemeinsam als Christen etwas 
bewegen – in vielen kleinen Schritten! Unser Pilger-
sein wird dadurch sichtbar und konkret; wenn wir So
lidarität, Gerechtigkeit, Barmherzigkeit sowie Offenheit 
zeigen; Demut leben; Freude an den Tag legen! Es sind 
Haltungen, die Hoffnung ausstrahlen sowie Überzeu-
gungen vermitteln: Eine gute Zukunft ist möglich! Es 
sind Haltungen, durch die wir demütig wirken können; 
einladend wirken können; damit sich weitere Men-
schen angesprochen fühlen; damit sie sich mit uns auf 
den Weg machen! So wird die Hoffnung weitergereicht.

Soldaten – Pilger der Hoffnung

Gerade in dieser krisenbehafteten Zeit bekommt für 
die gläubigen Soldatinnen und Soldaten das Motto des 
Heiligen Jahres eine besondere Färbung: Es ist wichtig, 
im Dienst sowie im Glauben die Hoffnung auf Frieden 
lebendig zu halten! Das geschieht dadurch: Das persön-
liche Fähigkeiten für den Frieden eingesetzt werden; 
dass Friedfertigkeit auch als Haltung des täglichen 
Umgangs verstanden wird! Das ist eine persönliche 
Herausforderung! Das ist ein Pilgerziel, für das es sich 
lohnt zu leben! Das ist eine Haltung, welche auch unser-
en Mitmenschen Hoffnung sowie Zuversicht vermitteln 
kann! Wie dabei der Pilgerweg konkret aussieht, zeich-
net sich noch nicht so wirklich ab! Aber es bleibt die 
Hoffnung: Das der Herr uns begleitet; dass er uns begeg-
net; dass er uns letztlich seinen Frieden schenken wird!

Pilgern
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Durch moderne Technologien wird Desinformation 
authentischer und dadurch schwieriger zu erken-
nen. Das gilt besonders dann, wenn wir emotional 
sind und keine Zeit zum Nachdenken haben – weil 
wir etwa Medien zunehmend unterwegs oder als 
Überbrückung zwischen Tätigkeiten konsumieren. 
Dazu kommt die schiere Masse an Informationen, 
die durch unsere Feeds gespült wird. Keiner hat Zeit, 
all dies kritisch zu überprüfen.
Heutzutage können wir nicht einmal sicher sein, ob 
die Fotos oder Videos, die wir sehen, echt sind. KI ist 
in der Lage, sogenannte Deepfakes zu generieren – 
Inhalte also zu erstellen bzw. zu manipulieren, bei 
denen kaum noch erkennbar ist: echt oder gefälscht.
Akteure der Desinformation sind sich dessen durch
aus bewusst. Sie wissen: Wir sind kognitiv nicht 
darauf vorbereitet –, dem Angriff auf unser Bewusst-
sein standzuhalten. Daher nutzen sie zunehmend 
verschiedene Methoden der Einflussnahme auf Ge-
sellschaften aus – um letztlich ihr Ziel zu erreichen: 
Kontrolle.

Kognitive und psychologische Kriegsführung
Heutzutage sprechen wir von kognitiver Kriegs-
führung: Sie umfasst klassische Formen der 
Desinformation sowie psychologischen Druck auf 
Gesellschaften. Dies kann durch Cyberangriffe, Sa
botageakte sowie hybride Aktionen erfolgen.
Diese Kriegsführung nutzt technische Schwachstel-
len aus; zielt aber auch darauf ab: das gesellschaft-
liche Vertrauen zu destabilisieren. Sie erzeugt ein 
ständiges Gefühl der Bedrohung – übt zusätzlichen 
Druck im Informationsbereich aus.
Eine Gesellschaft voller Angst ist leichter manipu
lierbar. In einer Gesellschaft — süchtig nach 
Falschinformationen — gefangen in einer Informa-
tionsblase — ist dies sogar noch einfacher.
Ein besonders aktuelles Beispiel ist die russische In-
vasion in der Ukraine: Neben militärischen Angrif
fen setzt Russland systematisch Desinformations
kampagnen ein — Narrative werden manipuliert; 
Unsicherheit geschürt.
KI-gestützte Techniken sowie strategische Nutzung 
von Memes (humorvolle Bilder zur Beeinflussung 
unseres Unterbewusstseins) gehören ebenfalls dazu.
Metaphorisch kann man kognitive Kriegsführung 
als einen „Krieg zur Gedankenkontrolle“ beschrei-
ben: Ziel ist es —, politische Annahmen verschiede
ner Akteure umzusetzen.

Russland nutzt solche Methoden großmaßstäblich 
gegen westliche Bevölkerungen sowie Eliten. Wie 
erfolgreich das ist? Man kann es an Donald Trump 
ablesen: Er gibt eins zu eins russische Desinforma-
tionsnarrative wieder — vollkommen losgelöst von 
der Realität: „Der ukrainische Präsident Zelensky sei 
ein Diktator“; „Er habe den Krieg verursacht“!

Können wir uns dagegen wehren?
Solchen Kampagnen entgegenzuwirken ist für 
Demokratien äußerst schwierig. Der Kampf gegen 
Desinformation sowie Falschinformationen kann 
im schlimmsten Fall in Zensur münden. Doch in 
vielen Fällen können Forscher direkt nachweisen: 
Bestimmte Narrative wurden künstlich in den ge-
sellschaftlichen Diskurs injiziert — Netzwerke mit 
Verbindungen nach Russland oder China nutzen 
Bot-Netzwerke sowie gefälschte Nachrichtenseiten 
zur Reichweitensteigerung. Und sie passen perfekt 
in Mechanismen sozialer Medien: Diese Erzählun-
gen sind sensationell; skandalös; wecken Emotionen 
— unterstützt durch KI-Algorithmen.

Was also tun?
Regulierung allein wird das Problem nicht lösen. Es 
braucht ein stärkeres Bewusstsein für Mechanismen 
digitaler Manipulation. Bildung, Medienkompetenz, 
strategische Kommunikation — alles essenziell zur 
Förderung gesellschaftlicher Widerstandsfähigkeit.
Die katholische Kirche sowie andere gesellschaft-
liche Institutionen sollten sich aktiv in Debatten 
einbringen. Ihr Einfluss könnte helfen: ethische 
Standards für den digitalen Raum aufzubauen; 
öffentliches Bewusstsein für Bedrohungen schärfen.
In diesem Zusammenhang ist es wichtig — dieses 
Thema in der Soziallehre anzusprechen: Das In-
ternet widerspiegelt nicht immer unsere Welt. Der 
Schutz besteht darin — soziale Resilienz von unten 
aufzubauen.
Dies erfordert Aktivität und Dialogbereitschaft. Man 
muss erklären: Wie funktionieren moderne Medien? 
Wie leicht tappt man in eigene Überzeugungen? Wir 
müssen Risiken erkennen, bereit sein, Informationen 
selbst kritisch zu prüfen. Denn in einer Welt,  in der 
Realität zunehmend verhandelbar erscheint, braucht 
es Hinweise zur Navigation zwischen neuen Technol-
ogien. Dazu gehört auch: Die Fähigkeit einer gesun-
den Skepsis gegenüber dem Online-Bild unserer Welt, 
um herauszufinden: Ist das wirklich echt?

Beobachter greifen derzeit zu drastischen Formulierun-
gen, um den Zustand des transatlantischen Verhält-
nisses zu beschreiben. Sehen wir „Turbulenzen“, „Um-
wälzungen“, einen „Epochenbruch“ oder gar das „Ende 
der transatlantischen Beziehungen“? Eines ist sicher: 
Das USA-Europa-Verhältnis ist aktuell von rasanter 
Veränderung und Umbrüchen geprägt. Und es hat an 
Verlässlichkeit eingebüßt. Dies gilt auch für die vertei-
digungspolitische Komponente der transatlantischen 
Beziehungen. 
In europäischen Verteidigungskreisen dominieren 
momentan Sorge und Verunsicherung beim Blick auf 
die andere Seite des Atlantiks. Angesichts des Kurs
wechsels der USA im Umgang mit dem bisherigen 
Partner Ukraine, der Abstimmung an der Seite Russ-
lands in den Vereinten Nationen oder der Äußerungen 
Donald Trumps zu Grönland und Kanada – um nur ei
nige Punkte zu nennen – fragen sich europäische Ent
scheidungsträger, was künftig von der US-Regierung zu 
erwarten ist und inwiefern die verteidigungspolitische 
Zusammenarbeit weiterhin gegeben ist. 
Mit seinen Äußerungen, insbesondere während des 
Wahlkampfs, hat Donald Trump die US-Sicherheitsga-
rantien für Europa rhetorisch untergraben und damit die 
Glaubwürdigkeit, aber auch die Abschreckungsfähigkeit 
der NATO geschwächt. In NATO-Kreisen haben zudem 
zuletzt Meldungen über mögliche Umstrukturierungen 
bei den US-Streitkräften für Unruhe gesorgt. So kur-

Wendepunkt in den 
transatlantischen 
Verteidigungsbezie-
hungen?
Die Unsicherheit über die zukünftige Rolle der 
USA in der NATO wächst, während Europa 
gefordert ist, eigene Verteidigungsstrategien 
zu entwickeln. 

Trump 2.0
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Evelyn Gaiser ist seit Juli 2024 Referentin für 
Transatlantische Beziehungen/NATO in der Abtei-
lung Internationale Politik und Sicherheit.

Europas Verteidigungspolitik muss sich neu aufstellen, 
um Abschreckungsfähigkeit und Resilienz zu sichern.
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sieren Berichte über Pläne, künftig die Stelle des NA-
TO-Oberbefehlshabers (SACEUR) nicht mehr durch ei
nen US-Vertreter zu besetzen. Dies wirft die Frage auf, ob 
der Verzicht der USA auf die SACEUR-Besetzung auch 
mit einem Rückzug aus der integrierten Militärstruktur 
der NATO verbunden wäre. Denn im Ernstfall könnten 
ansonsten amerikanische Truppen unter nicht amerika-
nischem Kommando stehen. 

Die Karten lagen auf dem Tisch
Wenngleich Tempo und Ausmaß einiger Maßnah-
men der US-Regierung überraschen können, hätten 
Deutschland und Europa verteidigungspolitisch nicht 
nur besser vorbereitet sein können, sondern müssen. 
Denn viele Aspekte, die die US-Administration unter 
Donald Trump jetzt umsetzt, hatten sich lange angekün-
digt. Dazu gehört insbesondere die Forderung, dass Eu-
ropa mehr Verantwortung für die konventionelle Vertei-
digung des eigenen Kontinents übernehmen sollte. 
Diese wurde nicht nur von konservativen US-Politikern 
und ihren Beratern, sondern auch zunehmend im Lager 
der Demokraten geäußert. 
In vielen europäischen Ländern blieb das jedoch ohne 
Konsequenzen. Während der Biden-Administration 
wähnte man sich in einer Rückkehr zur transatlan-
tischen Normalität, tat die erste Trump-Regierung als 
einmaligen Ausrutscher ab und bewahrte die Hoff-
nung, dass unter Kamala Harris alles beim Alten bleiben 
würde. Allerdings wäre wohl auch Kamala Harris bei 
einer Wahl ins Präsidentenamt nicht umhingekommen, 
Militärressourcen aus Europa abzuziehen. 

Der sicherheitspolitische Fokus der USA liegt im Indo-
pazifik
Amerika wendet sich sicherheitspolitisch und mi
litärisch dem Indopazifik zu. Dort verorten sie nicht nur 
primär ihre geoökonomischen Interessen, sondern an
gesichts des zunehmenden Machtstrebens Chinas auch 
ihren zentralen geostrategischen Rivalen. China verfügt 
mittlerweile nach den Vereinigten Staaten über das 
weltweit mit Abstand schlagkräftigste konventionelle 
Militär. Russland wird hingegen als ein europäisches 
Problem beschrieben.
US-Strategen warnen, dass in den nächsten Jahren ein 
bewaffneter Konflikt im Indopazifik ausbrechen könnte. 
Da die USA in diesem Falle Einsatzkräfte und Schlüs-
selfähigkeiten im Indopazifik benötigen würden, ist ein 
Abzug von militärischen Ressourcen aus Europa aus US-
Sicht unvermeidbar. 

Die deutsche Bundeswehr steht vor der Heraus-
forderung, sich in einem sich wandelnden transatlan-
tischen Verhältnis neu zu positionieren.

Einige Verteidigungsexperten in den USA sind zudem 
der Meinung, dass der Krieg in der Ukraine China im 
strategischen Wettbewerb nutzt. Man argumentiert mit 
dem Verschleiß amerikanischer Munitions- und Waffen-
bestände im Ukraine-Krieg und einer daraus resultieren-
den militärischen Schwächung der USA, während China 
ungebremst aufrüstet. Damit erklären Konservative die 
Priorität, die Trump einem Deal für einen Waffenstill-
stand in der Ukraine einräumt. Zudem beabsichtige er 
mit einem Deal die Schwächung der russisch-chinesi
schen Zusammenarbeit.
Für Europa muss klar sein, dass der Sicherheitspartner 
USA sich verteidigungspolitisch neu aufstellt, andere 
Prioritäten setzt und mindestens weniger verlässlich 
geworden ist.

Wo steht Europa?
Dies trifft die europäischen NATO-Partner in einer kom-
plexen sicherheitspolitischen Lage. Europäische Ge-
heimdienste, die Bundeswehr und selbst die Europäi
sche Kommission warnen, dass Russland sich auf Krieg 
vorbereitet und in wenigen Jahren in der Lage sein 
könnte, ein NATO-Mitgliedsland anzugreifen.
Ob Russland einen solchen Plan tatsächlich umset-
zen will, lässt sich nicht mit abschließender Sicher-
heit sagen. Fakt ist, dass Russland auf Kriegswirtschaft 
umgestellt hat und innerhalb von sechs Monaten mehr 
Waffen produzieren kann, als die Bundeswehr aktuell im 
Bestand hat.
Mit hybrider Kriegsführung testen Russland, aber teil-
weise auch der Iran und China bereits heute unsere 
Resilienz und beobachten genau unsere Reaktionen. 
Da die hybriden Aktionen, die darauf abzielen, unsere 
Gesellschaft, aber auch die NATO zu schädigen und zu 
schwächen, nur schwer zurückzuverfolgen und zuzuord-
nen sind, kann darauf oft nicht oder nur sehr verspätet 
reagiert werden. Auch dies verschiebt Schwellen des 
Akzeptablen und beeinträchtigt langfristig unsere Ab-
schreckungsfähigkeit.

Wie muss Europa sich in dieser Lage aufstellen?
Nun ist es an Europa, zu reagieren. Europa muss seine 
Interessen klar formulieren, diese konsequent verfol-
gen und eigene Stärke entwickeln. Ziel muss es sein, so 
schnell wie möglich abschreckungs- und verteidigungs-
fähig zu werden.
Dafür kann und sollte Europa weiterhin die NATO nutzen, 
die eingeübte Prozesse, Kommandostrukturen und fer-
tige Verteidigungspläne bietet. Anstatt Strukturen zu 
duplizieren, gilt es, den europäischen Pfeiler der NATO 

zu stärken. Selbst wenn die USA sich (teilweise) aus der 
NATO zurückziehen sollten, besteht das Bündnis noch 
aus 31 starken Staaten und bringt das Vereinigte König
reich und die Türkei mit an den Tisch. 
Zudem können die Strukturen der EU zur gemeinsamen 
Planung, Entwicklung und Beschaffung kollaborativer 
Fähigkeiten genutzt und zur Stärkung der europäischen 
Verteidigungsindustrie eingesetzt werden. Gleichzeitig 
muss man sich in Deutschland darauf einstellen, dass 
die Arbeit in festen Allianzen (auch hinsichtlich aufkom-
mender Wahlen in Europa) schwieriger werden dürfte. 
Wir werden daher noch mehr in flexibleren Formaten 
und Ad-hoc-Zusammenschlüssen wie Koalitionen der 
Willigen denken und arbeiten müssen.

Die USA bleiben für uns von Bedeutung
Trotz aller Anstrengungen dürfte Europa mittelfristig 
weiterhin von US-Sicherheitsgarantien und Schlüs-
selfähigkeiten wie dem nuklearen Schutzschirm, Sa
tellitenkommunikation, Aufklärung oder Luftbetankung 
abhängen. Diese Fähigkeiten lassen sich kurzfristig nur 
schwer ersetzen und sind zudem extrem kostspielig. 
Außerdem wird die integrierte Kommandostruktur der 
NATO maßgeblich von den USA unter- und aufrechter-
halten. 
Die Europäer müssen nun entscheiden, welche Fähig-
keiten sie selbst prioritär entwickeln bzw. beschaffen 
wollen und bei welchen Fähigkeiten auch weiterhin eine 
Abhängigkeit von den USA in Kauf genommen werden 
kann bzw. muss. Es geht dabei nicht nur um Gerätschaf-
ten und Technologien, sondern auch um das Personal, 
das befähigt ist, die sogenannten critical enablers zu be-
dienen.
In Anbetracht dieser Abhängigkeiten sollte Europa es 
sich zur Priorität setzen, eine Einigung mit den USA 
über einen geordneten Übergang des Burden Shifting 
und der Bereitstellung zentraler Fähigkeiten für eine 
Übergangszeit auszuhandeln. 
Die verteidigungspolitischen Herausforderungen, vor 
denen Europa zu Beginn der Administration Trump 2.0 
steht, sind immens. Doch bei allen Unwägbarkeiten, die 
Trumps Agieren mit sich bringt, könnte seine zweite 
Amtszeit auch als Katalysator für dringend notwendige 
Entscheidungen und wichtige Prozesse auf dem Weg zur 
Verteidigungs- und Abschreckungsfähigkeit Europas 
dienen.

Der Beitrag wurde am 10. April 2025 fertiggestellt. Alle 
nachfolgenden Entwicklungen sind nicht berück-
sichtigt.
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Angesichts der andauernden Kämpfe in der Ukraine und der zunehmenden Bedrohung durch Russland fordern die 
baltischen Staaten klare, entschlossene Antworten des Westens. Sie sehen den Krieg nicht nur als militärischen 
Konflikt, sondern als Test für die Fähigkeit Europas und der NATO, ihre Sicherheit zu verteidigen – mit dem Ziel, 
den Angriff zu beenden, bevor er auf NATO-Territorium übergreift.

„Versuchen wir, den Krieg zu beenden 
oder den Angriff zu stoppen?“ Trotz 
der mehr als 1.000 Tage des russischen 
Angriffs auf die Ukraine und dem allge-
meinen „Westen“ gibt es immer noch 
unterschiedliche Meinungen zu den ge-
meinsamen Zielen, die mit dem russis-
chen Angriff verbunden sind. Die Lage 
ist im Fall der drei baltischen Länder 
klar: Die Ostsee, Litauen, Lettland 
und Estland liegen insbesondere auf
grund ihres geografischen Standorts 
im Zentrum der politischen Debatte. 
Diese Klarheit zeigt sich in der Ge-
sellschaft in mehreren Bereichen des 
politischen Diskurses, insbesondere 
in der Entwicklung von Verteidigungs
ausgaben. Alle drei Länder haben ihre 
Verteidigungsausgaben erheblich 
erhöht, wobei einige um mehr als 50 
Prozent gestiegen sind. Lettland gab 
im Jahr 2021 2,2 Prozent seines BIP 
für die Verteidigung aus (entsprech-
end 1,73 Milliarden Euro), aber im Jahr 
2025 werden bereits 3,45 Prozent ver-
ausgabt. In Estland stieg der Verteidi-
gungsanteil von 2,2 Prozent (1,9 Mil-

liarden Euro im Jahr 2021) auf 3,3 
Prozent. Litauen verwendete 2021 
2,1 Prozent (1,73 Milliarden Euro) des 
BIP für Verteidigungsausgaben; 2025 
sind es 3,5 Prozent (2,8 Milliarden 
Euro). Derzeit gibt es eine Debatte 
über die Möglichkeit eines Anstiegs 
von 5 Prozent bis 6 Prozent in den 
nächsten Jahren, was rund 12,5 Mil-
liarden Euro entspricht. Diese Er-
höhungen spiegeln das starke En-
gagement der baltischen Länder und 
die Ausweitung der Verteidigungs-
fähigkeiten angesichts wachsend-
er Sicherheitsbedrohungen in der 
Region wider. Dies beinhaltet nicht 
nur die Stärkung des Militärs und 
seiner hervorragenden Ausrüstung 
des Landes, sondern auch den Bau 
der „baltischen Mauer“ an der Gren-
ze zwischen Russland und Belarus. 
Zu den Maßnahmen gehören neue 
Schutzgebäude wie Bunker, Stachel-
drahtzäune und moderne Grenzsich-
erheitsausrüstung. In der Militär-

branche wurden auch Initiativen 
wie die lettische Drohnenkoalition 
eingeführt, die darauf abzielt, die 
militärische Nutzung zu verbessern 
und die Verteidigungsfähigkeiten 
der Region zu stärken.
Trotz dieser zusätzlichen Kosten 
fanden einige von ihnen in Zeiten 
des sinkenden Wirtschaftswachs
tums statt. Nach den Parlaments
wahlen im Oktober 2024 gab es 
kritische Stimmen wie in Litau-
en. Hier wurde eine populistische 
Partei namens „Dawn by Nemunas“ 
Teil der Regierung und kritisiert 
die Erhöhungen der Verteidigungs
ausgaben. Es gibt ähnliche Stim-
men in Lettland und Estland, aber 
sie spiegeln nicht die Mehrheits-
meinung der Bevölkerung wider. 
Alle Regierungsparteien genießen 
in diesem Bereich weiterhin breite 
Unterstützung.
In Bezug auf die europäische 
Zusammenarbeit herrscht in der 
baltischen Region weitgehende 
Einigkeit darüber, dass sowohl na-
tionale als auch europäische Vertei-
digungsausgaben durch gemein

Das Schicksal  
der Ukraine ist 
ein europäisches
Die Unterstützung der Ukraine hat sich in den baltischen Staaten zu einem 
wichtigen Instrument zur Stärkung der eigenen Verteidigungsfähigkeit en-
twickelt. Drei Jahre nach Beginn des umfassenden russischen Angriffskriegs 
auf die Ukraine haben diese Länder ihre Verteidigungsausgaben um mehr 
als 50 Prozent gesteigert, die politischen Reihen sind geschlossen und die 
zivilgesellschaftliche Unterstützung bleibt weiterhin stark.

“Die baltischen Staaten 
haben ihre Verteidi-
gungsausgaben um 
mehr als 50 Prozent 
erhöht, weil sie sich der 
wachsenden Sicher
heitsbedrohungen 
durch Russland be-
wusst sind.

Text: Oliver Morwinsky/Leiter des Auslandsbüros Baltische Staaten
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same Schulden finanziert werden sollten. „Es muss 
jetzt schnell gehandelt werden“, betonte kürzlich 
der litauische Präsident Gitanas Nausėda, da die 
Zeit drängt und die existenzielle Bedrohung groß 
ist. Die baltischen Staaten sind sich einig, dass 
Russland nach dem aktuellen Verlauf des Krieges 
nicht geschwächt, sondern „dreimal fähiger als zu 
Beginn“ ist, wie die litauische Verteidigungsmini
sterin Dovilė Šakalienė feststellte.
Eine politische Lösung des Konflikts, die den 
russischen Vorstellungen entspricht (ein-
schließlich der Aufgabe von Gebieten der Ukraine, 
eines Waffenstillstands und der Aufgabe des NA-
TO-Beitrittswunsches der Ukraine), würde die 
Wahrscheinlichkeit eines künftigen russischen 
Angriffs auf NATO-Territorium erheblich erhöhen 
– möglicherweise schon bis 2029. Bereits statt
findende hybride Angriffe wie das Abkappen von 
Unterseekabeln in der Nordsee oder Drohnenflüge 
über militärische Einrichtungen in Deutschland 
zeigen die Absicht Russlands, die Reaktionen 
des Westens zu testen und möglicherweise die 
Grundlage für spätere militärische Maßnahmen 
zu schaffen. Daher fordern die baltischen Staaten 
klare und entschlossene Antworten, um die Hand-
lungsfähigkeit des Westens zu demonstrieren.

Die USA sind in den baltischen Ländern militärisch 
stark vertreten, insbesondere als Teil der NATO. Darüber 
hinaus bieten die Vereinigten Staaten militärische 
Hilfe und Ausrüstung an, um ihre Verteidigung in der 
Region zu stärken. Die politische bindende Kraft der 
drei Staaten an die Vereinigten Staaten ist ebenfalls 
stark – insbesondere im Hinblick auf ihre militärische 
Präsenz und den damit verbundenen Schutz.
Die Wiederwahl von Donald Trump kann als Faktor für 
die Frage herangezogen werden, warum die Verteidi-
gungsausgaben in der Region erheblich zugenommen 
haben oder weiter steigen. Vor allem möchten die bal-
tischen Staaten, dass diese Unterstützung eine stär
kere Abschreckung und zusätzliche Unterstützung bei 
ihrer Verteidigung entfaltet.

Resiliente Gesellschaft

Die Gesellschaften der baltischen Länder konzentrie
ren sich auf mögliche Notfälle. Notfallpläne wurden 
überarbeitet und an die Bevölkerung verteilt – ähnlich 
wie Informationsmaterialien wie die „72-Stunden-Bro-
schüren”. Zusätzlich zu militärischen Übungen 

In Estland werden 47 Prozent der Bevölkerung darauf 
vorbereitet, eine Woche ohne Strom auszukommen.

Die von der CDU geführte Bundesregierung sieht sich 
hohen Erwartungen ausgesetzt – insbesondere hin-
sichtlich einer klaren Formulierung gemeinsamer Ziele 
und deren konsistenter Umsetzung; dies gilt besonders 
für eine härtere Russlandpolitik.
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werden auch Evakuierungsübungen abgehalten. In 
Estland werden 47 Prozent der Bevölkerung darauf 
vorbereitet, eine Woche ohne Strom auszukommen. 
Insgesamt ist die Gesellschaft klarer geworden und 
immer widerstandsfähiger gegenüber potenziellen 
Bedrohungen.
Die russische Desinformationskampagne ist all-
gegenwärtig – zuletzt wurde Anfang Februar 2025 
das Land vom russischen sowie belarussischen 
Stromnetz getrennt. In Anbetracht dieser Bedro-
hungslage bleibt die Unterstützung für die Ukraine 
enorm. Spendenkampagnen wurden immer wieder 
ins Leben gerufen – einige erreichten Millionenbe-
träge. Angesichts relativ kleiner Bevölkerungen ist 
dies erheblich (Lettland: 1,9 Millionen, Estland: 1,3 
Millionen, Litauen: 2,9 Millionen).

Blick auf Berlin

Die baltischen Länder erwarten eine starke poli-
tische Führungsrolle aus Deutschland sowie Schutz 
– insbesondere durch die Etablierung einer kampf
fähigen Brigade in Litauen. Gleichzeitig wollen 
sie Zuverlässigkeit und Vertrauen – Werte, die im 
Zusammenhang mit kontroversen Debatten über 
Waffenauslieferungen Bedeutung erlangt haben.
Eine entschlossenere Außen- und Verteidigungs
politik Deutschlands ist eine große Hoffnung 
für diese drei Staaten. Die von der CDU geführte 
Bundesregierung sieht sich hohen Erwartungen 
ausgesetzt – insbesondere hinsichtlich einer kla
ren Formulierung gemeinsamer Ziele und deren 
konsistenter Umsetzung; dies gilt besonders für 
eine härtere Russlandpolitik.
Aus Sicht der baltischen Staaten wird die Glaub-
würdigkeit deutscher Sicherheitspolitik weitge-
hend an ihrer Unterstützung für die Ukraine sowie 
ihrer Reaktion auf Russland gemessen.

Oliver Morwinsky ist seit Januar 2020 Referent für die 
Wettbewerbsfähigkeit Europas in der Hauptabteilung 
Analyse und Beratung. Zuvor war er ab Januar 2019 Koor-
dinator des Projekts „Europanarrative” in der Abteilung 
Außen-, Sicherheits- und Europapolitik im EIZ.

Der Autor
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In Anbetracht dieser Bedrohungslage 
bleibt die Unterstützung für die Ukraine 
enorm. Spendenkampagnen wurden 
immer wieder ins Leben gerufen.
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Sich dem Frieden vom Gedanken des Phänomens des 
Krieges aus zu nähern war in Deutschland seit dem Ende 
des 2. Weltkrieges in weiten Teilen der Bevölkerung de-
savouiert. Infolge der russländischen Invasion in die 
Ukraine ist schlagartig ein gesellschaftlicher Perspek-
tivenwechsel eingetreten, der jedoch aufgrund eines 
langen Desinteresses für militärisches Grundwissen 
fehlerhafte Lagebeurteilungen und Zukunftsängste im-
pliziert, was den Blick in eine mutige und hoffnungsvolle 
Zukunft zu trüben vermag. Viele „Experten“ werfen hier 
Nebelkerzen und unterschiedliche Gegner in der hybri
den Kriegführung tun ein Übriges. Zum Grundverständ-
nis aller drei Beiträge und fünf kurze Vorbemerkungen: 
Bündnisverteidigung ist auf das Engste mit der 
Landesverteidigung verbunden.
„Militärpolitik“ folgt der „Außen- und Sicherheitspolitik“. 
Diese ist gleichsam ihr stärkster Arm und greift dann, 
wenn „Diplomatie“ an ein vorläufiges Ende gelangt ist. 
Streitkräfte sind dabei, vom „Worst Case“ zu denken und 
darauf vorzubereiten.
Die Fähigkeit, mit Militär einen Frieden in Sicherheit, 
Freiheit und Wohlstand zu gestalten, hängt von der 
„Kriegstüchtigkeit“ der Streitkräfte und der „Resilienz“ 

Warum Bünd-
nisverteidigung? 
Eine historische 
Annäherung im 
Jubiläumsjahr 
2025 

Themenserie

Zunächst bin ich der Redaktion dank-
bar, dass ich in den nächsten beiden 
Ausgaben die folgenden Gedanken mit 
den Themen „Landesverteidigung“ 
und „Militärpolitik nach der Wieder
vereinigung“ noch einmal aufnehmen 
darf. Aufgrund einer historischen Her-
leitung wird es schließlich möglich 
sein, unsere heutige Lage besser 
verstehen und beurteilen zu können, 
um die Zukunft hoffnungsvoll zu ge-
stalten. 

Text und Bilder: Rufin Mellentin

der diese unterstützenden Gesellschaft(en) ab. Krieg-
stüchtigkeit ist dabei zu allen Zeiten ein Produkt aus 
physischen Fähigkeiten (z. B. „Sondervermögen“, Aus-
bildung), und psychischen Fähigkeiten (Motivation, 
Wehrwille). Ist in dem Produkt ein Faktor null, dann gilt 
dies auch für die Kriegstüchtigkeit. Zuletzt mussten wir 
dies in Afghanistan so erleben.
Militärisches Denken findet auf drei Ebenen statt. Auf 
der untersten, der „taktischen Ebene“, wird versucht, 
das Gefecht zu gewinnen, die „operative Ebene“ ver-
sucht die Schlacht, die „strategische Ebene“ schließlich 
versucht den Krieg zu gewinnen. Spätestens hier sollte 
die politische Ebene Hand in Hand mit dem Gesche-
hen verbunden sein, um einen „gerechten Frieden“ zu 
ermöglichen. Der gemeinsame Wille von Streitkräften 
und Politik, gegebenenfalls alle Ebenen erfolgreich aus-
kämpfen zu können und zu wollen, ermöglicht es auch 
unserer Demokratie einen guten und gerechten Frieden 
zukunftsfähig zu erhalten und zu gestalten.
Bündnisse dienen dazu, Fähigkeiten auszugleichen. Sie 
basieren auf Vertrauen und gegenseitiger Zuverlässig-
keit. Sie beeinflussen beide Faktoren der „Kriegstüchtig-
keit“ sowie alle Ebenen der Kriegsführung, Friedens-

gewinnung und Gestaltung, sowie eine glaubwürdige 
Abschreckung zur Kriegsvermeidung.Bündnisse leben 
von einem großen gemeinsamen Nenner, der sich aus 
zwei Fragen speist: Wogegen sind wir und wofür stehen 
wir? Für uns Christen hat die zweite Frage zumeist Pri-
orität, und dabei bleibt es eine unumstößliche Wahrheit 
weiter zu Fragen: Und was kann ich dazu beitragen? 
Nun ein kurzer Streifzug durch unser Jubiläumsjahr 
2025:  Vor 155 Jahren erfolgte mit der französischen 
Kriegserklärung an Preußen die schicksalhafte Aus-
einandersetzung in Europa, die die Saat für zwei fol-
gende Weltkriege setzte. Die „Ehre Frankreichs“ war 
verletzt worden, und Napoleon III vernachlässigte die 
preußischen Bündnisfähigkeiten, und den Willen der 
deutschen Teilstaaten zur nationalen Einigung. Schon 
bei den ersten Begegnungsgefechten und Schlachten 
(Wörth, Metz) waren auch süddeutsche Kontingente auf 
dem Kriegsschauplatz. Der Sieg bei Sedan führte beim 
preußisch-deutschen Generalstab zur Illusion, Kriege 
durch Entscheidungsschlachten beenden zu können. 
Im neuen deutschen Nationalstaat, verstärkte der „Se-
dantag“ als nationaler Feiertag dieses Denkmuster in 
Politik und Gesellschaft. Aus der Erfahrung, Kriege 
auch infolge eigener nationaler Kraft und gesellschaft-
licher Geschlossenheit siegreich führen zu können, ent-

Siegessäule in Siegburg. Wie die Berliner 
Siegessäule erinnert sie an den Sieg über 
Frankreich.  Auf dem Sockel steht: „Ich 
zeige nach oben, dem Retter zu loben.”

In Deutschland war 
es lange Zeit schwierig, 

sich mit dem Thema Krieg 
auseinanderzusetzen, 
besonders nach dem  

2. Weltkrieg.

“
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stand vor 120 Jahren der „Schlieffen-Plan“. Dem „Worst 
Case“ eines Zweifrontenkrieges sollte offensiv begegnet 
werden, und nach einem schnellen Sieg über die Masse 
der Feindkräfte des vermeintlich stärksten Gegners, 
dann den zweiten Gegner militärisch niederzuwerfen. 
Auch in Ermangelung einer politischen und mili
tärischen Alternative führte im Sommer 1914 die Krise 
um den Bundesgenossen Österreich-Ungarn zur fatalen 
Kette europäischer Kriegserklärungen. Um Allianzen 
war man bemüht, und jede Seite glaubte, sich für eine 
gerechte Sache einzusetzen. Nach dem katastrophalen 
Ergebnis versuchte man dann in der Nachkriegsord-
nung mit dem Genfer Völkerbund, den Frieden in der 
Welt nachhaltig zu sichern. Vor 100 Jahren wurden mit 
den Verträgen von Locarno völkerrechtliche Vereinba-
rungen mit dem Deutschen Reich getroffen, die auch 
Deutschland die Aufnahme in den Völkerbund ermög
lichten, des Vorläufers der im Sommer 1945 gegründeten 
UN. 
Ohne Teilnahme der kommenden Supermächte USA 
und SU (SU wurde 1934 zwar Mitglied, dann aber 1939 
aufgrund des Übergriffs auf Finnland ausgeschlossen) 
und ohne Sanktionsmöglichkeiten war der Völkerbund 
hilflos, die Katastrophe des nächsten Weltkrieges zu ver-
hindern. So überraschte Hitler am Morgen des 22. Juli 
1941 die Weltöffentlichkeit mit folgenden Worten: „Heute 
habe ich das Schicksaal des Deutschen Volkes in die 

Hände unserer Soldaten gelegt!“ Ohne Kriegserklärung 
und mit der Begründung eines Präventivkrieges be-
gann mit dem „Unternehmen Barbarossa“ das blutigste 
Kapitel der deutschen Militärgeschichte. Propagandis-
tisch wurde dabei an die Kreuzzüge erinnert, und das 
gottlose Nazi-System täuschte und missbrauchte dabei 
auch ihre Bundesgenossen. Das Balkenkreuz zur Identi-
fizierung der eigenen Truppen im Gefecht und das Motto 
„Gott mit uns“ auf den Koppelschlössern des Heeres ver-
stellten den Blick auf die brutale Wirklichkeit. Als am 22. 
Juli 1944 die Bombe im Führerhauptquartier gezündet 
wird, steht Adolf Heusinger neben Hitler und erläutert 
ihm als Chef der Operationsabteilung des Heeres die 
katastrophale Lage an der Ostfront. Für diesen Kriegs
schauplatz ist das Oberkommando des Heeres zustän-
dig.  Heusinger überlebt das Attentat, gerät in den Ver-
dacht der Gestapo und wird bis Kriegsende nicht mehr 
verwendet. Bei Gründung der Bundeswehr wird er erster 
Generalinspekteur und ab 1961 Vorsitzender des NATO- 
Militärausschuss werden.

Der untere Teil der Siegessäule in Siegburg. 

Gruppenbild mit Konrad Adenauer, Jean Monnet, Robert 
Schuman und Alcide de Caspari am Centre Européen in 
Metz. Die Skulptur wurde 2012 von Putin den Europäern 
geschenkt; die Bodenplatte zeigt die alten Grenzen der 
Sowjetunion. 

Rufin Mellentin ist der stellvertretende Bundesvorsitzende der 
GKS und Mitglied im Sachausschuss Sicherheit und Frieden. 
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Als vor 80 Jahren mit der bedingungslosen Kapitulation 
der Deutschen Wehrmacht eine der größten Katastro-
phen der Geschichte endet, ist auch das Vertrauen in 
die eigene Wehrhaftigkeit nachhaltig erschüttert. Für 
die Weltöffentlichkeit sind Deutschlands und Japans 
Weltherrschaftsambitionen Hauptgründe für die Entfes-
selung des Weltkrieges. So werden ihnen eine Wieder-
bewaffnung und die Aufnahme in die im Sommer 1945 
gegründete UN zunächst kategorisch verweigert. Für 
Deutschland ist die eigene staatliche Unabhängigkeit 
zunächst unmöglich. So empfinden es Zeitgenossen als 
Wunder, als mit der Unterzeichnung des Grundgesetzes 
1949 eine einmalige Erfolgsgeschichte für Frieden, Frei-
heit und Wohlstand beginnen kann. Für uns Christen er-
scheint dabei besonders der Artikel 1 des Grundgesetzes 
wie eine „Zusammenfassung des Neuen Testamentes“. 
Es ist die Unantastbarkeit der Würde des Menschen, die 
unser staatliches Handeln seitdem Ziel und Orientierung 
gibt.  Als Vater dieses Grundgesetzes gilt Konrad Ade-
nauer, der auch erster Bundeskanzler der Bundesrepub-
lik Deutschland werden wird. Souverän ist dieser Staat 
zunächst nicht. Fehlt doch im GG von 1949 jedweder 
Hinweis auf eigene Streitkräfte, die auch dem Satz 2 Ar-
tikel 1 („Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung 
aller staatlicher Gewalt.“) volle Wirkmächtigkeit geben. 
Adenauer ist zunächst noch sein eigener Außenminis-
ter. Mit einem Außenministerium wird die Fähigkeit zu 
einer eigenen Sicherheitspolitik verknüpft, und auch 
die deutsche Wirtschaftspolitik wird argwöhnisch unter 
dem Gesichtspunkt einer möglichen Wiederbewaffnung 
gesehen. So kommt dem jungen Staat vor 75 Jahren der 
„Schuman-Plan“ zuhilfe, der mit der Zusammenlegung 
der westdeutschen und französischen Kohle- und Stahl-
produktion eine Grundlage für die deutsch-französische 
Aussöhnung und für ein europäisches Wirtschaftswun-
der legen wird. Mit Robert Schuman, Jean Monnet und 
Alcide de Gasperi hatte Adenauer Männer gefunden, 
die vom gleichen christlichen Leitgedanken motiviert 
waren, Frieden und Gerechtigkeit mit gegenseitigem 
Vertrauen zu verwirklichen. In Artikel 24 (1) GG ist die 
Übertragung von Hoheitsrechten auf zwischenstaatli-
che Einrichtungen vorgesehen, und so war im GG von 
1949 auch die Grundlage für die spätere EWG und EU 
gelegt. Heute ist die EU die stärkste Handelsmacht der 
Welt. 1950 beginnt mit dem Koreakrieg die erste große 
Auseinandersetzung mit UN-Beteiligung. Nun kommt 
auch Bewegung in die Frage einer möglichen west-
deutschen Wiederbewaffnung.
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Die Rüstungsexportpolitik liegt grundsätzlich 
in nationaler Kompetenz. Deutschland agiert 
heute als weltweit präsente Rüstungsexport-
nation. Die anfängliche Weigerung nach dem 

2. Weltkrieg, Waffen  –  insbesondere in Krisengebiete  
–  zu exportieren, ist mittlerweile dem Paradigma einer 
restriktiven Genehmigungspolitik gewichen.
In einer Umfrage von infratest dimap Anfang Januar 
2023 wurde die Frage gestellt, wie die Unterstützung 
der Ukraine durch ebensolche Waffenlieferungen durch 
die deutsche Politik bewertet werde. Für 26 Prozent 
der 1.314 Befragten ging die Unterstützung mit Waffen 
zu weit, 40 Prozent betrachteten sie als angemessen, 
für 25 Prozent ging sie nicht weit genug. Im kirchli-
chen Kontext begegnet einem ein ähnlich heterogenes 
Meinungsbild. Die deutschen Bischöfe halten Rüstung-
slieferungen an die Ukraine, die dazu dienen, dass das 
angegriffene Land sein völkerrechtlich verbrieftes und 
auch von der kirchlichen Friedensethik bejahtes Recht 
auf Selbstverteidigung wahrnehmen kann, für grundsät-
zlich legitim. Ablehnend äußerte sich dementgegen der 
Friedensbeauftragte der EKD, Friedrich Kramer: „Müssen 
wir nicht um der Gerechtigkeit und Nächstenliebe wil-
len helfen? Das ist klar. Aber auch mit Waffen? Ich sage 
Nein.“

Es ist evident, dass Waffenlieferungen keine ‚Lösung‘ 
eines Konflikts darstellen. Es handelt sich um die Wei­
tergabe von offensichtlich schadenverursachenden, zer-
störerischen und sogar potenziell tödlichen Gewaltmit-
teln. Waffenexporte sind damit allenfalls ein kleineres 
Übel und können, wenn überhaupt, nur eine Maßnahme 
unter anderen sein wie Sanktionen, Diplomatie, Formen 
passiven oder aktiven Widerstands. Sie setzen nicht an 
der Ursache von Krieg und Konflikt an, sondern sind 
lediglich Ausdruck der Reaktion auf offensichtliche 
Fehlentwicklungen, die zu verhindern nicht gelungen 
ist. Sie beugen Gewalt nicht vor und vermeiden diese 
nicht, weshalb nach Alternativen zu suchen bleibt. Je-
doch können sie unter Umständen dazu beitragen, die 
Sicherheit von Menschen zu fördern und diese vor phy-
sischer Gewalt zu schützen, das Gewaltmonopol oder 
die Verteidigungsfähigkeit eines Staates zu stärken und 
Gewalt einzudämmen. Die Lieferung von Gewaltmitteln 
ist nicht per se unethisch. Sie ist jedoch nur im Ausnah-
mefall vertretbar, in hohem Maße begründungspflichtig 
und im Normalfall untersagt.
Wichtig ist ebenfalls, die Ausfuhr von Waffen nicht 
von wirtschaftlichen Interessen abhängig zu machen 
und als ein reguläres ‚Mittel der Wirtschaftspolitik‘ zu 
verstehen. Auf (inter-)nationaler Ebene sind Waffenlie

Prof. Dr. Alexander Merkl ist Professor für Theologische Ethik in 
Hildesheim. Er studierte katholische Theologie, lateinische Philo- 
logie und Erziehungswissenschaften in Regensburg, wo er 2015 im 
Fach Moraltheologie promoviert hat. 
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ben und ob Korruptionsgefahr besteht. Dabei mögen die 
internationale Wahrnehmung und Einbindung des je
weiligen Staates, eine legitime, besser noch demokra-
tisch legitimierte Regierungsführung oder auch die Prin-
zipien der Rechtsstaatlichkeit und Gewaltenteilung eine 
bedeutsame Rolle für die ethische Bewertung spielen.  
Im Hinblick auf die Waffenarten wird zwischen leichten 
und schweren Waffen unterschieden, was jedoch eine 
trennscharfe Grenzziehung kaum zulässt. Eindeutige 
Definitionen fehlen. Als tragfähiger könnte sich die Dif-
ferenzierung zwischen offensiven und defensiven Waf
fen erweisen. Dies wäre für die moralische Bewertung 
auch deswegen hilfreicher, weil der Ausfuhr defensiver 
Waffen, von Raketenabwehrsystemen, gewiss eher zu
gestimmt werden könnte als dem Transfer von Waffen, 
die auch offensiv, z. B. zum militärischen Gegenschlag, 
verwendet werden können, wobei hier Graubereiche 
bleiben mögen. 
Ebenfalls wichtig für das moralische Urteil ist der kon
krete situative Kontext, innerhalb dessen die Waffenlie
ferungen zu verorten sind, z. B. der Krieg in der Ukraine. 
Die friedensethische Mehrheitsposition zu diesem 
konkreten Anwendungskontext zeichnet sich durch 
zwei Kernannahmen aus. Zum einen wird der Ukraine 
ein völkerrechtlich verbürgtes moralisches Recht auf 
Selbstverteidigung gemäß Artikel 51 der Charta der Ver
einten Nationen gegen den völkerrechtswidrigen und 
als ‚spezielle Militäroperation‘ semantisch verhüllten 
Angriff Russlands zugesprochen. Daraus wird die mo
ralische Pflicht, besser: das Recht, Deutschlands abge-
leitet und begründet, diese Selbstverteidigung durch 
eine restriktive, transparente und gezielte Lieferung von 
Waffen zu unterstützen, um die Gewalt nachhaltig ein-
zudämmen, was zugleich die mit den Waffenlieferungen 
verbundene Intention benennt. Wichtig ist somit, dass 
die Waffenlieferungen sowohl quantitativ als auch qual-
itativ für die Befähigung zur Verhinderung oder Abwehr 
primärer Gewalt in real möglichen Notwehr- und Nothil-
fesituationen tatsächlich nötig sind. Dies aber kann die 
grundsätzliche Ambivalenz von Waffenlieferungen an 
die Ukraine nicht gänzlich auflösen. Gemeint ist die 
Unterstützung der ukrainischen Verteidigungsfähigkeit 
von Freiheit, Leben und Souveränität einerseits und die 
Gefahr einer militärischen Eskalation.

ferungen durch Übereinkommen restriktiv zu regulie
ren und transparent zu machen. Die missbräuchliche 
Verwendung dieser Waffen, deren Möglichkeit gemäß 
dem ethischen Grundsatz kein generelles Gegenargu-
ment zur ethischen Vertretbarkeit sein kann, ist durch 
verschiedene Kontrollmechanismen möglichst auszu
schließen. Ausgehend von diesen prinzipiellen ethis-
chen Orientierungen ist die Frage nach der moralischen 
Erlaubtheit von Waffenlieferungen im konkreten Ein-
zelfall eine komplexe Frage, die weder generelle noch 
einfache Antworten zulässt: Wer liefert was, an wen, in 
welcher Situation, mit welcher Absicht, mit welchen 
möglichen Folgen und konkreten Zielen?
Grundsätzlich ist immer wieder neu zu klären, welcher 
Staat als Handlungsakteur welche Arten von Waffen an 
welchen Staat ausführen will. Zu fragen ist, ob legitime 
Akteure am Transfer beteiligt sind, ob die zur Verfügung 
gestellten Waffen in der Verfügung des Empfängers blei-

Territoriale Verteidigung in Kiew: Viele Zivilisten ha-
ben sich in die Gebietseinheiten eingetragen, um ihre 
Stadt und Region aktiv zu schützen.
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Während des Kalten Krieges bildete die 
bodengebundene Luftverteidigung 
ein wesentliches Element in der 
Verteidigungsfähigkeit Deutschlands 
und der NATO zum Schutz vor 

Bedrohungen aus der Luft durch die Kräfte des 
Warschauer Paktes. Zusammen mit alliierten Partnern 
wurde seinerzeit ein Luftverteidigungsgürtel von 
Nord nach Süd durch Europa errichtet. Im Zentrum 
dieses Gürtels: Deutschland, im Falle eines Konflikts 
der erwartete Kulminationspunkt der militärischen 
Auseinandersetzungen. Zudem verfügte das Heer zum 
Schutz der Landstreitkräfte über eine schlagkräftige 
Heeresflugabwehr. Dies bildete ein schwerwiegendes 
defensives Potenzial, die gegnerischen 
Handlungsoptionen erheblich einzuschränken und 
dessen Operationsführung massiv zu erschweren. 
Nach dem Ende des Kalten Krieges und der Auflösung 
des Warschauer Paktes richtete sich der Fokus der 
NATO primär auf das internationale Krisen- und 
Konfliktmanagement aus. In den Auslandseinsätzen 
der vergangenen Jahrzehnte standen die eingesetzten 
Kräfte keiner nennenswerten Bedrohung aus der 
Luft gegenüber. In der Folge reduzierten viele der 
NATO-Mitgliedsstaaten – so auch Deutschland – die 
Kräfteumfänge im Bereich der bodengebundenen 
Luftverteidigung, investierten nur wenig in deren 
Modernisierung oder gaben sie gleich ganz auf.
Innerhalb der Bundeswehr wurden im Jahre 2012 
die Aufgaben im Bereich der bodengebundenen 
Luftverteidigung und Flugabwehr in Gänze der 
Luftwaffe zugeordnet. Diese übernahm u. a. aufgrund 
der zu erwartenden Einsatzrelevanz die Aufgaben 
zum Nächstbereichsschutz gegen Raketen, Artillerie 
und Mörser sowie die Fähigkeit des Schutzes 
beweglich geführter Operationen der Landstreitkräfte, 
einhergehend mit der Einführung bzw. Übernahme 
der Waffensysteme MANTIS und des leichten 
Flugabwehrsystems. Der Verzicht auf einen orga
nischen begleitenden Flugabwehrschutz im Heer wurde 
aufgrund der damaligen und seinerzeit absehbaren 
Einsatzrealitäten als hinnehmbar bewertet und in der 
Folge die Heeresflugabwehr aufgelöst.

Moderne Drohnen (Unmanned Aircraft Systems) 
stellen eine vielfältige und wachsende Bedrohung für 
die bodengebundene Luftverteidigung dar.

“Die bodengebundene Luft­
verteidigung muss schnell 
befähigt werden, in allen 
Abfangschichten – Luft und 
Weltraum – gegen das ge­
samte Bedrohungspotenzial 
wirken zu können.
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Im Zuge der Refokussierung der Bundeswehr auf die 
Aufgabe der Landes- und Bündnisverteidigung (LV/
BV) kommt auch dem Schutz beweglich geführter 
Operationen der Landstreitkräfte sowie von Kräften 
und Einrichtungen am Boden wieder eine besondere 
Bedeutung zu, die in der bodengebundenen 
Luftverteidigung eine erhebliche Aufwertung nach sich 
ziehen musste. Aber gleichermaßen wurde auch die 
Notwendigkeit unumstritten anerkannt, den Schutz 
der eigenen Bevölkerung und kritischer Infrastruktur 
sicherstellen zu müssen. Diesbezüglich wurde bereits 
im Jahr 2018 mit der Konzeption der Bundeswehr die 
Territoriale Flugkörperabwehr zur Dauereinsatzaufgabe 
erklärt – der auf 360 Grad ausgerichtete Schutz vor 
weitreichenden ballistischen Raketen 24 Stunden am 
Tag, sieben Tage in der Woche an 365 Tagen!
Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands auf die 
Ukraine und das damit einhergehende tragische Leid 
der Zivilbevölkerung durch die massiven Angriffe aus 
der dritten Dimension unterstreichen die Bedeutung 
und führen uns die Notwendigkeit einer umfassenden 
bodengebundenen Luftverteidigung – elementar für den 
Schutz der Bevölkerung, der kritischen Infrastruktur 
und zum Erhalt der eigenen Operationsfreiheit – täglich 
vor Augen. 

In den vergangenen Dekaden hat sich das 
Bedrohungspotenzial aus der Luft erheblich gewandelt. 
Dieses reicht bei Kräften und Mitteln von „sehr hoch 
und sehr schnell“ bis „sehr klein, sehr langsam und sehr 
viele“. Auch wenn der Einsatz von Drohnen, sogenannten 
Unmanned Aircraft Systems, unterschiedlicher 
Größenordnungen, wie uns der aktuelle Krieg in der 
Ukraine derzeit nahezu täglich leidvoll ins Bewusstsein 
führt, einen enormen Anstieg erfahren hat und mit 
der Entwicklung von Hyperschallwaffen weitere 
Technologien an Relevanz gewinnen, ist aufgrund der 
Vielfalt des Bedrohungspotenzials eine Reduzierung auf 
„eine Hauptbedrohung“ weder sinnvoll noch möglich. 
Die bodengebundene Luftverteidigung muss schnell 
befähigt werden, in allen Abfangschichten – Luft und 
Weltraum – gegen das gesamte Bedrohungspotenzial 
wirken zu können. Dieses reicht von klassischen Kampf
flugzeugen und Hubschraubern, über Marschflugkörper, 
Drohnen unterschiedlicher Größenklassen, Raketen, 
Artillerie und Mörsern bis hin zu modernen und 
reichweitengesteigerten ballistischen Raketen und 
Hyperschallwaffen. 
Dies stellt die bodengebundene Luftverteidigung 
vor große Herausforderungen, da hierfür sowohl 
qualitative als auch quantitative Anpassungen 
vorgenommen werden müssen. Die bereits im Jahr 
2021 eingeleitete Modernisierung der PATRIOT- 
Einheiten, die Beschaffungsvorhaben aus dem 
Sondervermögen der Bundeswehr - hier  insbesondere 
die Beschaffung des Arrow Weapon Systems for 
Germany (AWS-G), des Waffensystems IRIS-T 
SLM und das Luftverteidigungssystem Nah- und 
Nächstbereichsschutz (LVS NNbS) – sowie die durch 
Deutschland initiierte European Sky Shield Initiative 
(oder kurz ESSI) bilden hierfür die wesentlichen 
Grundlagen.
Mit dem Einstieg in die Territoriale Flugkörperabwehr 
erlangt die Luftwaffe erstmals die Fähigkeit zur 
Bekämpfung von anfliegenden ballistischen 
Raketen und damit die Möglichkeit, den Schutz des 
gesamten Territoriums Deutschlands und unserer 
Bevölkerung nebst der hierin enthaltenen kritischen 
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Infrastruktur vor dieser potenziellen Bedrohung 
zu gewährleisten. Mit der Fähigkeit einhergehend 
erlangt die Luftwaffe auch die Möglichkeit zur 
Frühwarnung der Bevölkerung – ein wichtiger 
Faktor in der Kette des ressortübergreifenden 
Zivilschutzes. Finanziert aus dem Sondervermögen 
der Bundeswehr rüstet die Bundeswehr das AWS-G 
mit dem Lenkflugkörper des Typs Arrow 3. Dieser 
Lenkflugkörper wirkt im exo-atmosphärischen 
Bereich, also in einer Abfanghöhe oberhalb von 
100 km. Für die Ausrichtung des Systems werden 
potenzielle Bedrohungen aus „360°“ betrachtet, die 
von Land, aus der Luft, aber auch von See (auch 
von U-Booten) aus gestartet werden können. Ziel 
ist, eine Anfangsbefähigung mit diesem System 
bereits im Jahr 2025 herzustellen. Verglichen 
mit herkömmlichen Rüstungsprojekten bewegt 
sich dieses Projekt damit in atemberaubender 
Geschwindigkeit. In allen Bereichen, bspw. der 
Infrastruktur, Erarbeitung der Einsatzgrundlagen, 
Auswahl und Training des Personals, wird 
durchgängig seitens der militärischen, zivilen 
und industriellen Partner  Hand in Hand 
zusammengearbeitet und bei sich stellenden 
Herausforderungen werden auch unkonventionelle 
Vorgehensweisen und Lösungen gefunden, um den 
Zeitplan einzuhalten. Dieses Rüstungsprojekt ist seit 
Beginn an im Zeitplan und in der Vorgehensweise 
aller ein deutliches Beispiel der Zeitenwende.
Das mittlerweile in die Jahre gekommene und 
nicht mehr in Gänze den aktuellen Anforderungen 
gerecht werdende leichte Flugabwehrsystem wird 
dem LVS NNbS weichen. Das neue System wird im 
Wesentlichen aus einer Mittelbereichskomponente 
und einer hochmobilen gepanzerten 
Nächstbereichskomponente bestehen. Ergänzt wird 
es durch eine Befähigung zur Wirkung gegen small 
Unmanned Aircraft Systems sowie gegen Raketen, 
Artillerie und Mörser. Damit erfolgt der dringend 
benötigte Fähigkeitsaufwuchs im Bereich kurzer 
und mittlerer Reichweite. Ohne einen solchen 
Systemverbund als „System aus Systemen“ sind 
insbesondere der Schutz von Landoperationen und 
der Schutz wichtiger Infrastruktur kaum möglich. 
Mit der beschlossenen Verortung der hochmobilen 

Systeme beim Heer und der Systeme zum Schutz 
im Nahbereich bei der Luftwaffe ergänzen sich 
die Expertisen des Heeres bei der Durchführung 
von beweglich geführten Landoperationen und 
die der Luftwaffe für den Einsatz im Rahmen 
der Integrierten NATO-Luftverteidigung auf der 
taktischen Ebene. Der Entwicklungsvertrag für 
dieses „System aus Systemen“ wurde Anfang des 
Jahres 2024 geschlossen. Auch der im Zuge dieses 
Projektes erfolgte Entschluss des Heeres, die 
Heeresflugabwehrtruppe wiederaufzubauen und 
auch weitere Aufgaben in der bodengebundenen 
Luftverteidigung wieder zu übernehmen, ist 
angesichts der sicherheitspolitischen Entwicklungen 
folgerichtig.
Da LVS NNbS in Teilen noch auf zu entwickelnden 
Komponenten basiert, wird im Rahmen des 
Sondervermögens der Bundeswehr eine Beschaffung 
von sechs Waffensystemen IRIS-T  SLM umgesetzt. 
Auch bei diesem Beschaffungsvorhaben erfolgt 
die Einführung in sehr hoher Geschwindigkeit. 
Nach dem Vertragsschluss im Jahr 2023 konnte 
bereits am 04. September 2024 das Personal der 
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ersten Feuereinheit nach der entsprechenden 
Ausbildung die Initial Operational Capability 
erreichen. Eine herausfordernde Aufgabe, die die 
Flugabwehrraketengruppe 61 mit Bravour innerhalb 
kürzester Zeit und noch parallel bestehender 
Verpflichtungen geleistet hat. Mit den weiteren 
zeitnahen Systemzuläufen erzielt die Luftwaffe 
einen erheblichen quantitativen, qualitativen und 
vor allem schnellen Fähigkeitsaufwuchs. Dieses 
System ist zudem ein zentraler Bestandteil der 
ESSI und soll durch die gemeinsame Beschaffung 
mit europäischen Partnern weitere Synergieeffekte 
im gemeinsamen Einsatz sowie im Bereich 
der Ausbildung erzielen, sodass insgesamt der 
europäische Pfeiler der NATO-Luftverteidigung 
erheblich gestärkt wird.
Die Bundeswehr wird auch weiterhin umfangreich 
in das Rückgrat unserer Luftverteidigung – dem 
Waffensystem PATRIOT – investieren. Im Jahr 2024 
hat die Bundeswehr den Kauf von weiteren PATRIOT-
Feuereinheiten im modernsten Rüstzustand unter 
Vertrag genommen, die ebenfalls in kürzester Zeit 
die bestehende Flotte ergänzen. Diese wird zudem 
auch den modernsten Rüstzustand angepasst. Mit 
den laufenden und zukünftigen Modernisierungen 
bleibt das Waffensystem PATRIOT bis weit 

in die 40er-Jahre eines der modernsten und 
leistungsstärksten Systeme zur Luftverteidigung 
in Europa. Damit einhergehend werden auch die 
Voraussetzungen für den Erhalt und die Verbesserung 
der multinationalen Interoperabilität und damit dem 
Einsatz im multinationalen Verbund geschaffen. 
Grundsätzlich wird jedoch keine Nation allein 
über ausreichende Fähigkeiten im Bereich der 
bodengebundenen Luftverteidigung verfügen. Daher 
wurde durch Deutschland die ESSI zur rapiden Stärkung 
insbesondere des europäischen Pfeilers der NATO-
Luftverteidigung ins Leben gerufen. Die Erhöhung 
der Sicherheit der NATO und Europas soll u.a. erreicht 
werden durch: die Beschaffung marktverfügbarer 
Luftverteidigungssysteme zur Schließung zeitkritischer 
Fähigkeitslücken, das Einsparen und Bündeln von 
Ressourcen durch Schaffung von industriellen, 
wirtschaftlichen und technologischen Synergien und 
die Erhöhung von Interoperabilität durch gemeinsame 
Beschaffung gleicher bzw. zumindest kompatibler 
Systeme.
Über die ESSI eröffnet sich auch die Möglichkeit, 
operationelle Potenziale zu erschließen. Die Luftwaffe 
verfolgt u. a. die Realisierung einer gemeinsamen 
europäischen Ausbildung. Anstatt Doubletten in 
Ausbildungsstrukturen in Europa zu kreieren, 
besteht die Möglichkeit der Multinationalisierung 
unserer Ausbildungseinrichtung, die wir auch für das 
Waffensystem IRIS-T SLM in Deutschland vorgesehen 
haben, bei der sich unsere Partner mit Expertise mit 
einbringen, sowie die Öffnung weiterer Trainings am 
Ausbildungszentrum FlaRak für unsere Partner. 
Zu diesem Zweck hat der Inspekteur der Luftwaffe 
Anfang September 2023 die ESSI AIR CHIEFS nach 
Deutschland eingeladen, um dieses Vorhaben – das 
EUROPEAN AIR AND MISSILE DEFENSE TRAINING 
CENTER – vorzustellen. Die weitere Ausgestaltung 
befindet sich in der Umsetzung.
Insgesamt werden die Fähigkeiten der 
bodengebundenen Luftverteidigung der Bundeswehr 
quantitativ und qualitativ deutlich verbessert sowie 
auf die Herausforderung der Zukunft ausgerichtet 
und die Möglichkeiten des Wirkens gemeinsam mit 
multinationalen Partnern im Verbund erheblich 
gestärkt.

Oberst i. G. Dennis Krüger ist Beauftragter,  
Major Thomas Finkeldey stellvertretender Beauf-
tragter des Inspekteurs der Luftwaffe für die Projekte 
der bodengebundenen Luftverteidigung im Komman-
do Luftwaffe.

Die Autoren
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es hat, dass bei der Aussetzung der Wehrpflicht keine 
Vorkehrungen getroffen wurden für den Fall einer 
Wiedereinführung; nicht einmal gedanklich scheinen 
hier hinreichende Vorbereitungen getroffen worden zu 
sein.

Dies hat Konsequenzen mit Blick auf die Zeit, die not-
wendig sein wird, um Wehrerfassung, Musterung und 
Ausbildung wieder aufzubauen, bis die benötigte An-
zahl an Reservisten zur Verfügung steht. Für die Durch-
führung dieser Aufgaben wird zusätzliches aktives 
Personal benötigt, das in den Personalumfängen – mili
tärisch wie zivil – bisher nicht abgebildet ist. Auch wird 
zusätzliche Infrastruktur im Bereich der Ausbildung 
benötigt werden; ganz abgesehen von Ausbildungsma-
terial.

All dies ist eine große Herausforderung, die nicht ein-
fach aus dem Boden gestampft werden kann. Realis-
tische Pläne müssen schnell erarbeitet werden, damit 
schnell eine durchhaltefähige Abschreckung in der 
Verteidigungsfähigkeit abgebildet werden kann.

Zusätzliches aktives sowie Reservepersonal wird finan-
zielle Mittel binden; Mittel, die auf Dauer verlässlich 
bereitgestellt werden müssen. Die Bereitstellung dieser 
finanziellen Mittel wird nur möglich sein, wenn argu-
mentativ eine Priorisierung gegenüber der Bevölkerung 
dargestellt werden kann, um deren Einsicht in diese 
Maßnahmen zu erhöhen.

Über die Bereitstellung von Material ist in den letzten 
Monaten viel öffentlich gesprochen worden; es geht 
um Ausrüstung, bei deren Fehlbestand aufgrund nicht 
durchgeführter Beschaffungen (Schieben und Stre
cken) in den vergangenen Jahrzehnten ein dringender 
Handlungsbedarf besteht.

Zur Schließung dieser Lücken war ein 100-Milliarden 
Euro-Sondervermögen beschlossen worden; von An-
fang an war klar, dass dieses Sondervermögen nicht 
reichen würde, um alle Fehlbestände zu beschaffen. 
Hinzu kam zudem noch: Die Ausstattung der Bundes
wehr wurde in den vergangenen Jahren im Zuge der 
Ausrüstungshilfe für die Ukraine reduziert; auch die 
Abgabe von Verbrauchsmaterial hat sich negativ auf 
Einsatzbereitschaft sowie Durchhaltefähigkeit aus-
gewirkt. Die Lieferung von Ersatz ist nicht in allen Fäl-

Gemessen an dem vor Jahren festgestellten Bedarf von 
203.000 Soldatinnen und Soldaten fehlen seit geraumer 
Zeit mehr als 20.000 Zeit- und Berufssoldaten. 
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len finanziell hinterlegt; geschweige denn ist gesichert, 
wann genau dieser Ersatz geliefert wird.

Die Aussagen zur Vollausstattung der Division 2025 
sowie zur Ausstattung der Brigade Litauen sind sehr 
unterschiedlich; aus Sicht aller unmittelbar betroffenen 
Soldatinnen und Soldaten sind sie daher nicht geeignet,  
das Vertrauen in den Willen politisch Verantwortlicher 
zu stärken. Es kann nicht nachvollziehbar dargestellt 
werden, wie das Fehlvolumen gedeckt werden soll, um 
unsere Verteidigungsfähigkeit hinsichtlich unserer 
Aufgaben zur Landes- sowie Bündnisverteidigung bis 
zu einem definierten Zeitpunkt vollständig sicherzu­
stellen.
Die Politik kann nicht immer zumindest bei Beschäf
tigten innerhalb unserer Bundeswehr deren Erwar-
tungshaltung nachvollziehbar erfüllen; dies könnte 
langfristig negative Auswirkungen auf Motivation so
wie Nachwuchsgewinnung haben, da materielle Aus-
stattung einen Teil beruflicher Zufriedenheit darstellt.

Diese Erwartungshaltung richtet sich jedoch nicht al-
lein an unsere Regierung; sie richtet sich ebenso an 
unser Parlament, denn dieses stellt gemäß Grundgesetz 
finanzielle Mittel bereit. „Ihr seid verantwortlich!“ ist 
deshalb eine Forderung aller Soldatinnen sowie Solda
ten an unser gesamtes Parlament.

Interessenvertretungen wie unser Deutscher Bundes
wehrverband geben uns im Parlament eine Stimme; 
sie verdeutlichen Abgeordneten aller Fraktionen sehr 
konkret deren Verantwortung. Diese Verantwortung be-
deutet ebenfalls, dass hinsichtlich anderer Politikfelder 
verfügbare Ressourcen angemessen verteilt werden 
müssen.
Der Anspruch all unserer Soldatinnen sowie Soldaten 
besteht darin, dass bei Entscheidungen sowohl Für als 
auch Wider sowie jeweilige Konsequenzen deutlich an-
gesprochen werden müssen; Abgeordnete müssen sich 
dessen bewusst sein!

Weniger Geld für Verteidigungs- sowie Sicherheitsauf-
gaben bedeutet weniger Geld – hierbei sollte weniger 
gemessen an Forderungen seitens Interessenvertre-
tungen, sondern vielmehr weniger Geld gemessen an 
Forderungen unseres Ministers sowie militärischer wie 
politischer Führung des Ressorts betrachtet werden!

Das Parlament darf dies keinesfalls schöngeredet se-
hen! Es muss deutlich gemacht werden, dass Entschei-
dungen unter Berücksichtigung aller Folgen getroffen 
wurden – dies dürfen wir alle zu Recht erwarten! Über 
diese Konsequenzen muss jedoch nicht nur innerhalb 
von Fachkreisen gesprochen werden – es muss öffen-
tlich darüber gesprochen werden!

Die gesamte Bevölkerung hat Anspruch darauf, infor
miert zu werden über Konsequenzen eines erhöhten 
oder reduzierten Ressourceneinsatzes für Sicherheits- 
sowie Verteidigungspolitik.

Sicherheits- sowie Verteidigungspolitik umfasst weit 
mehr als Ausrüstung oder Ausstattung unserer Bun-
deswehr – dazu gehören ebenfalls Ressourcen ziviler 
Verteidigung einschließlich Schutz kritischer Infra-
struktur sowie medizinische Versorgung unserer Be
völkerung, während Krisen oder Verteidigungsfällen! 
Die Bilder aus aktuellen Kriegsgebieten geben ein-
en Eindruck dessen, was notwendig ist! Manch einer 
glaubt, vor einer schier unlösbaren Herausforderung zu 
stehen – Vertröstungen sowie unbelegte Zusagen be-
lasten uns alle! Wir erwarten Ehrlichkeit seitens all jen-
er, welche politische Verantwortung tragen! Zusagen 
gegenüber Partnern sowie der NATO müssen ebenfalls 
für uns nachvollziehbar sein – nur so kann Vertrauen 
aufgebaut werden, welches notwendig ist, damit wir 
alle bereit sind, unseren Auftrag hinsichtlich Landes- 
sowie Bündnisverteidigung erfüllen zu können!

Stabsfeldwebel Thomas 
Schwappacher ist 
stellvertretender 
Bundesvorsitzender des 
Bundeswehrverbandes.D
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Rezensionen
Über Mut

In einer Zeit, in der Kriegstreiber 
und neurechte Nationalisten das 
politische Klima vergiften, erhebt 
sich Rita Süssmuth, die Grand Dame 
der deutschen Politik, mit einem 
eindringlichen Appell. In ihrem letzten 
Buch fragt sie provokant: Warum ducken 
wir uns vor den Mächtigen? Wo ist der 
Mut geblieben, der Deutschland nach 
dem Wiederaufbau prägte?

Süssmuths Worte sind nicht nur eine 
Rückschau auf vergangene Werte, 
sondern ein leidenschaftlicher Aufruf 
an alle Demokraten, sich zu erheben 
und für unsere Prinzipien einzustehen. 
Sie beleuchtet das Zögern und Zaudern 
unserer Politiker und fordert uns auf, 
die Werte zu verteidigen, die unser Land 
stark gemacht haben.

Mit klaren Gedanken und einer 
unerschütterlichen Überzeugung zeigt 
sie Wege auf, wie wir unsere Demokratie 
aktiv gestalten können. Ihr Buch ist nicht 
nur informativ, sondern auch einladend 
– es ermutigt jeden Einzelnen von uns, 
Teil des Wandels zu sein.

Rita Süssmuth lässt keinen Raum für 
Resignation; sie inspiriert dazu, den 
Mut zurückzugewinnen und aktiv für 
eine gerechte Gesellschaft einzutreten. 
Ein Muss für alle, die an die Kraft der 
Demokratie glauben und bereit sind, für 
ihre Werte zu kämpfen! 

Über Mut 
Vom Zupacken, Durchhalten und Loslassen 
Rita Süssmuth, Christoph Fasel 
18 EUR 
Bonifatius 

Medien

Wie Demokratien sterben

Buch

In ihrem aufschlussreichen Werk 
„Demokratien sterben mit einem Knall 
oder mit einem Wimmern“ beleuchten 
die Politologen Steven Levitsky und Daniel 
Ziblatt die oft übersehenen, schleichenden 
Prozesse, die zur Erosion demokratischer 
Systeme führen. Während das plötzliche 
Ende einer Demokratie durch Putsche 
oder Revolutionen dramatisch und 
medienwirksam ist, geschieht der langsame 
Verfall meist unbemerkt im Alltag – ein 
gefährlicher Zustand, der Bürger oft erst 
dann alarmiert, wenn es bereits zu spät ist.

Wie 
Demokratien 

sterben 
Steven Levitsky,  

Daniel Ziblatt 
22 EUR 

DVA

Macht im Umbruch

Buch

Wir alle spüren, dass Deutschland eine 
Macht im Umbruch ist, ein Land, das 
tiefgreifende Veränderungen erfährt. 
Was bedeutet der Wandel der Welt für 
das Selbstverständnis Deutschlands, 
vor welchen Herausforderungen stehen 
wir, und was müssen die Deutschen 
jetzt tun, um nicht abgehängt zu 
werden, sondern aktiv gestalten 
zu können, sowohl innen- als auch 
außenpolitisch?

Herfried Münkler kreist die 
neuralgischen Punkte der deutschen 
Politik ein und entwirft hellsichtig eine 
Strategie für das künftige Agieren. 
Die Frage nach der neuen Rolle 
Deutschlands wird wesentlich davon 
abhängen, ob es dem größten Land 
in der Mitte Europas gelingt, seine 
ökonomische, politische und kulturelle 
Macht so einzusetzen, dass ein 
Auseinanderfallen Europas verhindert 
werden kann. Hierfür sind nicht nur 

Leben und Sterben – Die 
großen Fragen ethisch 
entscheiden

Buch

In ihrem neuen Buch „Leben und 
Sterben“ bietet Alena Buyx, ehemalige 
Vorsitzende des Deutschen Ethikrats, 
einen klaren Überblick über die 
komplexen ethischen Fragestellungen 
rund um Geburt, Krankheit und 
Sterben. Als Professorin für Ethik der 
Medizin an der Technischen Universität 
München beleuchtet sie Themen wie 
Reproduktionsmedizin, Künstliche 
Intelligenz in der Gesundheitsversorgung 
und Sterbehilfe. Buyx vermittelt 
praxisnahe Einblicke durch Fallbeispiele 
aus Krankenhäusern und Hospizen. 

Sie betont die Bedeutung des 
Selbstbestimmungsrechts der Patienten 
sowie das Prinzip des Nichtschadens. 
Besonders differenziert geht sie auf 
die aktive Sterbehilfe ein: Obwohl sie 
diese als ethisch begründbar erachtet, 
warnt sie vor den gesellschaftlichen 
Drucksituationen, die damit 
einhergehen könnten.

„Leben und Sterben“ ist eine wertvolle 
Lektüre für alle, die sich mit den großen 
Fragen des Lebens auseinandersetzen 
möchten. 

Leben & Sterben 
Die grossen Fragen  
ethisch entschieden 
Alena Buyx 
24 EUR 
S. Fischer Verlag 
 

grundlegende Reformen dringend nötig, 
Deutschland und die EU müssen sich auch 
als widerstandsfähig gegen Russland, 
selbstbewusst im Umgang mit China und, 
falls es nötig werden sollte, als unabhängig 
von den USA erweisen.

Eine tiefschürfende, richtungsweise 
Analyse, die zeigt, wie Deutschlands Rolle 
neu gedacht werden kann und muss, 
wenn Europa sich im 21. Jahrhundert 
im Spiel der großen Mächte behaupten 
möchte.

Macht im Umbruch 
Herfried Münkler 

24,99 EUR 
Rowolt
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Gemeinsam die Zukunft der GKS gestalten! 

Im Mai 2025 starten wir mit Brainstorming-Sitzungen in 
den Bereichskonferenzen West und Süd, um Ideen und 

Handlungsfelder zu entwickeln. Alle Mitglieder sind 
eingeladen, sich aktiv zu beteiligen und ihre Vorschläge 

einzubringen.

Das ist das Motto, unter dem wir uns gemeinsam 
Gedanken über die Zukunft unseres Verbandes machen 
wollen. Der Anstoß dazu kam durch einen Beschluss 
der Bundeskonferenz im November 2024. Der Bundes-
vorstand hat den Sachausschuss Kommunikation mit 
der Durchführung beauftragt. Wir beabsichtigen, in 
einem breit angelegten Ansatz jedem interessierten 
Mitglied der GKS die Gelegenheit zur Mitarbeit zu ge
ben. Dazu wird es zunächst im Mai 2025 in den beiden 
Bereichskonferenzen West und Süd ein Brainstorming 
geben, in dem mögliche Handlungsfelder identifiziert 
werden. Diese beiden Durchgänge werden durch den 
Sachausschuss Kommunikation vorbereitet und vor 
Ort durchgeführt. Methodik und Inhalt des Brain-
stormings werden dokumentiert und den Bereichen 
in einem Infopaket zur Verfügung gestellt, sodass 
diese in Eigenregie weitere Durchgänge, z. B. in den 
Kreisen, durchführen können. Alle Ergebnisse werden 
gesammelt und in Themenfeldern zusammengefasst. 
Zu den Themenfeldern wird dann jeweils eine Work-
shop-Reihe aufgesetzt, an denen sich interessierte 
Mitglieder beteiligen können. Diese Beteiligung wird 

WIE WÜNSCHT
SIE SIND GEFRAGT

DU DIR DEINE GKS?

auch remote via Videokonferenz ermöglicht. Am Ende 
des gesamten Prozesses sollen konkrete Vorschläge 
zur zukunftsfähigen Aufstellung der GKS stehen. Wir 
wollen dabei bewusst völlig ergebnisoffen und ohne 
Scheuklappen vorgehen. Den Gedanken wollen wir 
freien Lauf lassen. Jede Idee zählt; es gibt zunächst 
kein „Richtig“ oder „Falsch“, das ist der Grundsatz 
eines Brainstormings. Wir hoffen auf zahlreiche 
motivierte Menschen, die sich mit uns auf den Weg 
begeben, die GKS zu modernisieren und zukunftsfähig 
aufzustellen. Nehmen Sie bitte an dem Brainstorming 
Ihres Bereichs bzw. Kreises teil und melden Sie dort 
ggf. auch Ihr Interesse an bestimmten Workshops bzw. 
Themen an. Wir freuen uns auf eine gute, lebhafte 
und gewinnbringende Zusammenarbeit für unsere 
Gemeinschaft! Und wir halten Sie regelmäßig auf 
dem Laufenden – hier im AUFTRAG, aber auch über 
unsere Homepage.

Ihr Marian Schiebilski 
Leiter Sachausschuss Kommunikation
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